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Corona 
überschattet alles

Bürger wollen in der Pandemie mehr Engagement vom Staat – 
Ruf nach Digitalisierung, Effizienz, weniger Bürokratie 

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6163/V

Frage: „Und wie bewerten Sie speziell die Arbeit der
Landesregierung in der Corona-Krise:

 Würden Sie sagen, die Landesregierung leistet hier ...“
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„unentschieden“

„gute Arbeit“

„sehr gute Arbeit“

„weniger gute Arbeit“

„keine gute Arbeit“

Frage: „Was sind in Ihren Augen die wichtigsten Aufgaben, 
um Baden-Württemberg eine gute Zukunft zu sichern?“
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Die Ausbreitung des Coronavirus bekämpfen

Für eine effiziente Verwaltung sorgen

Junge Familien mit Kindern stärker fördern

Die Arbeitslosigkeit im Land bekämpfen

Wissenschaftlichen Fortschritt und Innovationen fördern

Unternehmen und Selbstständige, die von der Corona-Krise
betroffen sind, finanziell unterstützen

Die digitale Ausstattung von Schulen verbessern

Für ausreichend bezahlbaren Wohnraum sorgen

Gute Standortbedingungen für Unternehmen in BW schaffen

Bekämpfung der Kriminalität, Schutz vor Verbrechen

Den Umwelt- und Klimaschutz fördern

Für flächendeckend schnelles Internet sorgen

Das Straßen- und Schienennetz in BW verbessern bzw. ausbauen

Eine verlässliche Kinderbetreuung sicherstellen

D ie politische Agenda der
Bürger ist zurzeit noch in
hohem Maße von der

Pandemie und ihren Kollateral-
schäden geprägt. Die Bekämpfung
der Pandemie steht nach wie vor
an der Spitze der politischen
Agenda der Bevölkerung: 67 Pro-
zent der Bürger rechnen es zu den
wichtigsten Aufgaben, die Aus-
breitung der Pandemie zu bekämp-
fen, 64 Prozent auch die finanziel-
le Unterstützung von Unterneh-
men und Selbstständigen, die von
der Krise betroffen sind, und 58
Prozent die Verbesserung der
Digitalausstattung der Schulen.

Damit sind unter den Top 5 der
politischen Agenda der Bürger
drei Anliegen, die unmittelbar mit
der Pandemie zu tun haben.

66 Prozent zählen es zu den
wichtigsten Anliegen, für aus-
reichend bezahlbaren Wohnraum
zu sorgen; 54 Prozent halten es für
besonders wichtig, flächende-
ckend schnelles Internet bereit-
zustellen.

Umwelt- und Klimaschutz
zählen 52 Prozent zu den wichtigs-
ten Aufgaben; dieses Ziel ist in
den letzten zwölf Monaten etwas
zurückgetreten, aber nicht aus
dem Bewusstsein verschwunden. 

Bürger fordern harten 
Kampf gegen Corona

Bezahlbarer Wohnraum und bessere
Digitalisierung stehen oben auf der Agenda

I n den vergangenen Wochen ist
die Anerkennung für das Kri-
senmanagement der Politik auf

Bundes- wie auf Länderebene
gesunken. Auf Bundesebene über-
wiegt mittlerweile sogar die Kritik
am Krisenmanagement der Re-
gierung. In Baden-Württemberg
fällt die Bilanz der Bürger zurzeit
noch positiver aus. Immerhin 54
Prozent attestieren der Landes-
regierung gute oder sogar sehr
gute Arbeit, 37 Prozent äußern
sich kritisch.

Während quer durch alle Al-
tersgruppen die Anerkennung für
das Krisenmanagement der Lan-

desregierung überwiegt, fällt das
Urteil der sozialen Schichten
teilweise auseinander. Während
die höheren Bildungsschichten
überdurchschnittlich eine positive
Bilanz ziehen, üben die einfachen
Bildungsschichten, die oft auch
überdurchschnittlich von den
Kollateralschäden der Pandemie
betroffen sind, überdurchschnitt-
lich Kritik. 

So attestieren knapp 50 Prozent
der Eltern der Landesregierung
gute oder sehr gute Arbeit bei der
Bekämpfung der Pandemie, wäh-
rend sich 45 Prozent kritisch äu-
ßern. 

Anerkennung für das
Krisenmanagement sinkt
Von der Pandemie Betroffene üben Kritik an der

Arbeit der Landesregierung

W enn die Bürger von
Baden-Württemberg
gefragt werden, welche

der drei Oppositionsparteien im
Stuttgarter Landtag in den ver-
gangenen fünf Jahren am aktivsten
war, trauen sich 30 Prozent kein
Urteil zu und weitere 25 Prozent
empfinden keine als besonders
aktiv.

Dieses Urteil wiederum hat in
hohem Maße mit der begrenzten
Aufmerksamkeit für Landespolitik
zu tun, die auch bundesweit zu
beobachten ist.

Diejenigen, die hier eine klare
Vorstellung von der Aktivität der

Opposition haben, empfinden mit
Abstand die SPD als am aktivsten,
gefolgt von der AfD: 25 Prozent
der Bürger haben den Eindruck,
dass die SPD in dieser Legislatur-
periode seit 2016 besonders aktiv
war, 11 Prozent stellen dieses
Zeugnis der AfD aus, 9 Prozent
der FDP. 

Die getrennte Analyse von
Sympathisanten der Oppositions-
parteien zeigt, dass AfD und SPD
von der Mehrheit ihrer Sympathi-
santen eine aktive Oppositions-
rolle zugeschrieben wird, der FDP
dagegen nur von gut jedem dritten
Sympathisanten.

In der Opposition 
war die SPD am aktivsten

AfD und FDP fallen in 
der Wahrnehmung deutlich ab

W ährend das Krisen-
management der Lan-
desregierung über-

wiegend positiv beurteilt wird, hat
die große Mehrheit gleichzeitig
den Eindruck, dass die Effizienz
des staatlichen Bereichs zu wün-
schen übrig lässt und dass sich
dies gerade in der Pandemie be-
merkbar macht. 

So haben mehr als zwei Drittel
der Bürger den Eindruck, dass es
sowohl beim Digitalunterricht an
den Schulen Probleme gibt wie
auch bei der Auszahlung der Wirt-
schaftshilfen. 65 Prozent kritisie-
ren auch die Organisation der

Impftermine, knapp die Hälfte
darüber hinaus die Erreichbarkeit
von Ämtern und Behörden. 

Noch am wenigsten Probleme
verortet die Bevölkerung bei der
Gesundheitsversorgung in den
Krankenhäusern und bei der Be-
treuung in den Kinderbetreuungs-
einrichtungen.

Untersuchungen auf Bundes-
ebene zeigen ein ähnliches Bild.
Die große Mehrheit sieht erheb-
liche Defizite bei der Digitalisie-
rung der staatlichen Bereiche und
bei der operativen Umsetzung
wesentlicher Aufgaben, die sich
im Zuge der Pandemie stellen.

Kritik an mangelnder
Effizienz der Behörden 

Digitalunterricht klappt nicht – Hilfen werden nicht
ausbezahlt – Ämter sind nicht erreichbar 

Frage: „Im Landtag sitzen ja auch drei Oppositionsparteien: 
die SPD, die FDP und die AfD. Soweit Sie das beurteilen können: 

Welche davon war in den vergangenen fünf Jahren, also seit 
der letzten Landtagswahl, am aktivsten?“
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Frage: „Wenn Sie einmal an staatliche Institutionen
und Einrichtungen denken: Wo, in welchen

 Bereichen gibt es da derzeit vor allem Probleme?“
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69 %Beim Digitalunterricht an Schulen

Bei der Auszahlung von Wirtschaftshilfen

Bei der Vergabe von Impfterminen

Bei der Erreichbarkeit von Ämtern und Behörden

Bei der Gesundheitsversorgung in Krankenhäusern

Bei der Betreuung in Kinderbetreuungseinrichtungen

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6163/V

Frage: „In der Landesverfassung von Baden-Württemberg 
ist eine sogenannte Schuldenbremse festgeschrieben. 

Diese sieht vor, dass das Land außer in Notsituationen, 
wie wir sie zurzeit haben, keine neuen Schulden aufnehmen darf. 

Nun ist gefordert worden, die Schuldenbremse 
wieder abzuschaffen. Wie sehen Sie das: Sind Sie dafür, 

die Schuldenbremse abzuschaffen, 
oder sollte die Schuldenbremse beibehalten werden?“
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60 % Unentschieden

Abschaffen

Beibehalten

Im Zusammenhang mit den
staatlichen Ausgaben zur
Begrenzung der ökonomi-

schen Kollateralschäden der Krise
wird die in den Landesverfassun-
gen festgeschriebene Schulden-
bremse kontrovers diskutiert. 

In Baden-Württemberg gibt es
in der Bevölkerung eine breite
Mehrheit für die Beibehaltung der
Schuldenbremse. Da die geltende
Regelung ohnehin vorsieht, dass
das Land in Notsituationen vorü-
bergehend neue Schulden auf-
nehmen darf, sehen 60 Prozent
keinen Anlass, die Schulden-
bremse generell zur Disposition

zu stellen. Lediglich 17 Prozent
plädieren für die Abschaffung der
Schuldenbremse, knapp ein Vier-
tel der Bevölkerung traut sich bei
dieser Frage kein Urteil zu. 

Frauen sprechen sich mehr als
Männer für die Beibehaltung der
Schuldenbremse aus, die 60-Jäh-
rigen und Älteren mehr als die
Generation ihrer Kinder und
Enkel. Auch bei den unter 30-
Jährigen plädieren jedoch 57 Pro-
zent für die Beibehaltung der
Schuldenbremse, von den 45- bis
59-Jährigen 60 Prozent und von
den 60-Jährigen und Älteren 65
Prozent. 

Mehrheit will die
Schuldenbremse behalten

Frauen sind sparsamer als Männer – 
Ältere zurückhaltender als die junge Generation

O b Digitalisierung, Effizienz
der Behörden oder Mana-
gement der Regierung: Bei

den Fragen im BaWü-Check, der
gemeinsamen Umfrage der Tages-
zeitungen in Baden-Württemberg,
stellten die Bürger ihre Probleme
im Umgang mit der Pandemie in
den Vordergrund. Zwar bewerten
sie die Arbeit der Landesregierung
noch positiv – aber die Zustim-
mung sinkt.

Untersuchungen auf Bundes-
ebene zeigen ein ähnliches Bild. Die
Unzufriedenheit mit dem Krisen-
management der Bundesregierung
in der Corona-Pandemie nimmt
nach weiteren Umfragen weiter zu.
Nur noch 48 Prozent der Befragten
bewerten das Regierungshandeln
sehr positiv (7 Prozent) oder eher
positiv (41 Prozent). 

Und es gibt Kritik: Die große
Mehrheit sieht erhebliche Defizite
bei der Digitalisierung der staatli-
chen Bereiche und bei der operati-
ven Umsetzung wesentlicher Auf-
gaben, die sich im Zuge der Pande-
mie stellen, Zufriedenheit mit dem
Krisenmanagement sei es die Auf-

rechterhaltung eines qualifizierten
Unterrichts, sei es die wirksame
und rasche Unterstützung der
Wirtschaft oder auch die Organisa-
tion der Impfkampagne.

Auf Bundesebene zieht auch die
Mehrheit der Bevölkerung die Bi-
lanz, dass ihrem Eindruck nach
Ämter und Behörden zurzeit nur
eingeschränkt einsatzfähig sind.

Zurück nach Baden-Württem-
berg: Hier hat die Mehrheit der Be-
völkerung den Eindruck, dass es
keine Anlaufstelle für Kritik und
Anregungen zur Corona-Politik
gibt. Lediglich 19 Prozent der Bür-
ger sehen sich hier gut versorgt, 50
Prozent ziehen dagegen die er-
nüchternde Bilanz, dass man als
Bürger in dieser Situation ohn-
mächtig ist. 

Überdurchschnittlich haben El-
tern diesen Eindruck und vor allem
diejenigen, die Anlass zur Kritik se-
hen. So sehen 73 Prozent derjeni-
gen, die mit dem Krisenmanage-
ment der Landesregierung zurzeit
unzufrieden sind, keine Möglich-
keit, sich als Bürger mit Kritik und
Anregungen einzubringen.

Wie zufrieden sind die Menschen in
Baden-Württemberg mit der Arbeit
der Landesregierung? Werden die
richtigen Schwerpunkte gesetzt, wo
wird nur geredet, wo wird
gehandelt? Das wollten die
Tageszeitungen in Baden-
Württemberg in ihrer ge-
meinsamen Umfrage, dem
BaWü-Check, genauer wis-
sen und arbeiteten dafür
mit dem Institut für Demo-
skopie Allensbach (IfD) zu-
sammen. Das IfD befragt einmal im
Monat im Auftrag der Tageszeitun-
gen mehr als 1000 Men

schen im Land, um repräsentative Er-
gebnisse zu erhalten. Das IfD gehört
zu den namhaftesten Umfrage-Insti-
tuten Deutschlands, auf den Rat der

IfD-Chefin Renate Köcher
greifen Vorstandsvorsit-
zende, Regierungschefs
und Verbände zurück. Die
gedruckten Tageszeitun-
gen in Baden-Württemberg
erreichen jeden Tag mehr
als fünf Millionen Men-
schen, hinzu kommen die

Leserinnen und Leser auf den reich-
weitenstarken Onlineportalen der
Tageszeitungen. 

Die Umfrage der Tageszeitungen


